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Be¡h¡tfe und ergänzende Kranken-

versicherung - ein Überbtick
lnformation über die Tragweite des Beihitferechts und krankenversicherungs-

rechtlicher G rundsatzentscheid u ngen

lm Zusammenhang mit ihrer Berufung in das Beamtenverhältnis treffen Beamtinnen und

Beamte auch im Hinbtick auf die Absicherung der Risiken in Ceburts-, Krankheits-, Pftege- und

Todesfätten sowie in der Cesundheitsvorsorge Entscheidungen, an die sie langfristig oder gege-

benenfa[[s [ebenslang gebunden sind.

Kurt Schulz
Dip[.-Verwa[tungswirt, Weil-
heim/Teck

Die Erfahrung hat gezeigt, dass die

Bediensteten sich der Tlagweite dieser

Entscheidungen für sich und ihre bei

der Beihilfe berücksichtigungsfähigen

Angehörigen oftmals nicht bewusst

sind. Die nachstehenden Informatio-
nen mögen Ihnen und insbesondere

allen neu ins Beamtenverháltnis be-

rufenen Beamtinnen und Beamten

entsprechende Hinweise geben.

Beihitfe
Beamtinnen und Beamte des Landes

haben grundsäzlich Anspruch auf
Beihilfe nach der Beihilfeverordnung

(BVO). Diese regelt, welche Leistun-

gen zustehen, welche læistungsein-

schränkungen, læistungsausschlüsse

und welche von den beihilfeberechtig-

ten Personen zu tragende Eigenbehalte

vorgesehen sind.

Die Beihilfe ist als eine die Eigen-

vorsorge ergänzende Leistung kon-
zipiert. Sie soll die Beamtinnen und
Beamten von den durch die Besol:

dung beziehungsweise Versorgung

nicht gedeckten notwendigen AuË
wendungen im angemessenen llm-
fang freistellen und ist damit ihrem

\Øesen nach eine Hilfeleistung, die

- neben der zumutbaren und aus der

Besoldung beziehungsweise Versor-

gvng zrt bestreitenden Eigenvorsorge

der Beamtinnen und Beamten - nur
ergänzend im angemessenen Umfang

eingreift.

Die Beihilfe wird nach prozentua-

len Bemessungssätzen (Regelbemes-

sungssätzen) der beihilfefähigen AuÊ
wendungen gewährt.

Wie hoch ist der Regetbemes-

sungssatz?

Vgl. zum Regelbemessungssatz zu-

nächst Abbildungen 1 und 2. Der
Bemessungssatz verändert sich somit

weder beim Vorhandensein berück-

sichtigungsÊáhiger Kinder noch bei

Empfángern von Versorgungsbezügen.

Sie ats beihilfeberechtigte/r Beamtin/Beamter ohne Kinder oder mit e¡nem 50o/o

K¡nd

lh.rel/n

Abb. 1: Regelbemessungssatz- am 31.12.2012 >vorhandene< Beihilfeberechtigte.

Sie ats beihilfeberechtigte/r Bèamtin/Beamter mÍt oder ohne berücksÎchti- 50o/o

Kindern

lhre/n berücksichtigungsfähige/n Lebenspartner/-in nach dem Lebenspartner- 50o/o

schaftsgesetz

Sie ats Empfänger/-in von Versorgungsbezügen (Beamtin/Beamter im Ruhe-

stand, Witwe, Witwer)

Sie als entpflichtetelr Hochschullehrer/-in

Abb. 2: Regelbemessungssatz - nach dem 31.1 2.201 2 Ernannte.

SOo/o

50o/o
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Ausnal¡me: Für Pfl egeaufwendun-

gen (SS 9 bis 9i BVO) bemisst sich

die Beihilfe nach den in Abbildung 1

aufgefü hrten Bemessungssätzen.
. Hat es Auswirkungen auf den Be-

messungssatz, uenn der Beihilfe-
berechtigte oder dessen berüchsi.ch-

tigarugsJìiltigeru Angehörigen in der

gesetzlichen Kranþenuersicherang
(GKI4) feiwi llig uersicltert si.nd?

Sofern die lGankenkasse die kassenüb-

liche læistung ersraner, erhöht sich der

Beihilfebemessungssatz auf 100 Pro-

zent. Bei der kassenüblichen Iæistung

handelt es sich um den Betrag, den

die lGankenkasse hätte erstatten mirs-

sen, wenn Sie sich unter Vorlage Ihrer

IGankenversicherungskarte hätten be-

handeln lassen (= \Øen einer an sich

zustehenden Sachleistung). Die Beihilfe

berechnet sich hierbei in der\Øeise, dass

nach erfolgtem Abzug der Kassenleis-

tung der verbleibende Resóetrag zu 100

Prozent als Beihilfe erstattet wird. Bitte

weisen Sie durch einen Vermerk der

Krankenkasse auf jedem Rechnungs-

beþ nach, in welcher Höhe diese die

Kosten bereits erstattet hat und tragen

Sie die Höhe der Erstatnrng im Beihilfe-

antragwordruck in der Spalte ,Kosten-

erstatnrng von anderer Seite< ein.

Erstattet die Krankenkasse nich6,

weil die in der Rechnung ausgewiese-

nen Krankheitskosten im lristungska-

talog GKV nicht enthalten sind, wird
der ffrr die behandelte Person ansonsten

zutreffende Bemessungssatz (= Regel-

bemessungssaz) zugrunde gelegt. Bitte

weisen Sie auch in diesen Fállen unter

Angabe des seitens der lGankenkasse

auf dem Rechnungsbeleg anzubringen-

den Nicht-Erstattungsgrundes nach,

dass Ihre lGankenkasse zu den geltend

gemachten Kosten nichts erstattet hat.

. Wie hoch i.st der Beibilfebemessungs-

satz während ei.rcer,,fieiu.,illi.gen

Weiterarbeit,<?

Nach dem I¿ndesbeamtengesez be-

steht grundsätzlich die Möglichkeit,

freiwillig über die Regelaltersgrenze hi-

naus weiter zu arbeiten. \Øährend die-

ser ufreiwilligen \Øeiterarbeit< sind Sie

selbstversrindlich beihilfeberechtigt.

Ihr persönlicher Beihilfebemessungssatz

richtet sich weiterhin nach Ihren per-

sönlichen Verhâlmissen wie bisher auch.

> Jede Person mitWohnsitzin der
B und esre p u b Ii k D e utsch la n d i st
verpfli chtet, ei n e K ra n kheits kos-

te nve rsi che r u n g a bzusch Ii e $en
u n d a u f r e c htzu e r h a lt e n. <<

\Øäfuend der Phase der freiwilliçn \Øei-

terarbeit zihlen Sie zum IGeis der im

aktiven Dienst stehenden Beamtinnen

und Beamten und nicht zu den Versor-

gungsempfángern. Sie èrhalten daher

auch nicht den unter Umständen er-

höhten Beihilfebemessungssatz für Ver-

sorgungsempfr.nger von 700lo, sondern

den für beihilfeberechtigte Beamtinnen

und Beamte, die am 31.12.2012 >vor-

handenn und somit am3l.l2.20l2be-
reits beihilfeberechtigt waren.

Krankenversicherung

Versicherungspfticht

Jede Person mit \Øohnsitz in der

Bundesrepublik Deutschland ist ge-

setzlich verpflichtet, eine Krankheits-
kostenversicherung abzuschließen

und aufrechtzuerhalten. Damit sind
auch Beihilfeberechtigte und ihre in
der Beihilfe berücksichtigungsfahi-

gen Angehörigen verpflichtet, eine

Krankenversicherung abzuschließen,

welche die nicht von der Beihilfe ge-

tragenen AuÂvendungen abdeckt.

Die Enrccheidung über einen ange-

messenen, die Beihilfeleistungen ergän-

zenden lGankenversicherungsschuø

sollte in jedem Einzelfall unter Berück-

sichtþng der individuellen Gegeben-

heiten, der möglichen Veränderungen

in den familiârenVerháltnissen und des

angestrebten Schutzniveaus unter Ein-
beziehung aller verfugbaren Informa-
tionen erfoþn. DerAbschluss oder die

Änderung einer Krankenversicherung,

die ausschließlich auf eine akuell zu er-

zielende Beitragsersparnis abzielt, kann

auf lange Sicht unter Umständen dazu

führen, dass entstandene Aufwendun-
gen seitens der lirankenversicherung

nicht vollständig erstattetet werden.

Private Krankenversicheru ng

Beamtinnen und Beamte sowie ihre

beihilfeberechtigten Angehörigen müs-

sen sich - soweit sie nicht in der GKV
versichert sind - bei einem privaten

Krankenversicherungsunternehmen
in dem Umfang versichern, in dem sie

nicht über die Beihilfe abgesichert sind.

Die private Krarkenversicherung

(PK\4 bietet ihren Mitgliedem auf die

d
Abb. 3: Die Eptscheidung über einen angemessenen, die Beihilfeleistungen ergänzenden Krankenversi'

cherungsschutz solLte ¡n jedetm Einzelfall unter Einbeziehung aller vert'ügbaren lnformationen ert'olgen.
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Beihilfebemessungssdøe abgestimmte Tä-

rife an. Dabei ist zu berücksichtigen, dass

die PKV auf dem Individualprirzip ba-

sien. Dies bedeutet, dass die Höhe der zu

leistenden Beitráge weitgehend durch das

individuelle Gesundheitsrisiko bestimmt

wird. Die Mö$chkeit einer beitragsfìeien

Miwersicherung für Kinder und erwerbs-

lose Ehegatten bestek nicht; ftr jede Per-

son ist jeweils ein Versichemngwertrag

abzuschließen. Grundsazlidr gilt in der

PKV das Kostenerstam:ngsprirzip. Die

Patientin beziehunçweise der Patient be-

zahlt die Gesundheitsleistungen zunáchst

selbst und erhált ih¡e beziehungsweise sei

ne Auslagen nach Vorlage der Rechnung

garø oder teilweise von der Beihilfestelle

und dem privaten Krankenversicherungs-

untemehmen zurück Es können zt¿sãtz-

lich auch ergänzende Versichemngen ab-

gesdrlossen und damit das Schutzniveau

den individuellen Bedüu:ñissen angepasst

werden.

\Øer sich beim Eintritt in den öffent-
lichen Dienst Íiir die PKV entscheidet,

ist an diese Entscheidung grundsätz-

lich dauerhaft gebunden. Es gibt nur

in ganz wenigen AusnahmeÍällen die

Möglichkeit zur Rückkehr in die GKV

> Wer sich beim Eintritt in den

öffentlichen D ie n st fü r die P KV
entscheidet, ist an diese Ent-
schei d un g g ru ndsätzlich dauer-
haft gebunden.<<

Erlischt zum Beispiel im Fall einer

Ehescheidung der Anspruch auf Bei-

hilfe ftir den Ehegatten, so ist der pri-
vate K¡ankenversicherungsschutz für
die nicht mehr beihilfeberechtigte
Person auf 100 Prozent zu erhöhen.

Das führt in der Regel zu einer deut-

lich höheren Versicherungsprämie

für die betroffene Person, es sei denn,

der geschiedene Ehegatte geht nach

der Scheidung einer Erwerbstätigkeit
nach, die eine K¡ankenversicherung
in der GKV nach sich ziehen würde.

þ4ANACEr,lrNî | rilF{iLFE il

SorgÊáltig zu prüfen ist zudem,

bei welchem privaten Versicherungs-

unternehmen ein Vertrag abgeschlos-

sen wird. Spätere \Øechselmöglich-

keiten zwischen unrerschiedlichen

Versicherern können aufgrund der

dann erneut anfallenden Gesund-

heitsprüfung und der nur bis zum

Umfang des Basistarifs überuagbaren

Altersrückstellungen mit einer deutli-
chen Prämienerhöhung einhergehen.

Öffnungsangèbote der PKV

Um beihilfeberechtigten Personen insbe-

sondere zu Beginn ihres Dienswerhált-

nisses den Zugang zu beihilfekonformen

lkankheitskostentarifen zu erleichtern,

bieten seitdem Jafu2005 rund20 priva-

te l(rankenversicherungsunternehmen

den bislang in der gesezlichen IGanken-

versicherung versichenen Beamtinnen

und Beamten sowie deren Angehörigen

ein sogenannt"s Öff ru.rgs".rg.bo, *-.
Für diese Öffnungsaktion gelten

die folgenden Bedingungen:

Zube¡eilt'-
iFF

Von A bis Z gut beraten.

Transgourmet
über ldeen

v 0l

nisieren die Umsetzung und helfen lhnen selbst beim Go-Life.

Natürlich immer auf der Bâsis lhres Ressourcen- und Zeitbe-

darfs sowie lhres Budgets und mit Beteiligung von Schulleitung,

Schulträger, Schüler und Eltern. Gehen Sie auf Nummer sicher,

lassen Sie sich von A bis Z gut beratenl

Wissen Sie, wie Sie aus den Zutaten Gesundheit und Wirt-
schaftlichkeit sowie den Bedürfnissen von Kindern und Jugend-

lichen eine gute Versorgung schaffen? Die funktioniert und

von allen Beteiligten gut angenommen wird? Transgourmet,

lhr Kompetenzpartner für schülerzentrierte Verpff egung, bietet

lhnen zur Schulverpffegung eine Beratung mit 360"-Praxis-

kompetenz. Wir prüfen lhre Bedingungen und Anforderungen,

planen bis ins Detail die Einrichtung inklusive Logistik, orga-

Transgourmet Deutschland GmbH & Co. OHG
Albert-Einstein-Str. 1 5 . 64560 Riedstadt . kontaktatransgourmet.de . Hotline: 080O -'l 722722 ' www.transgourmet.de

æv
TRANSGOURIVIET
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Iã MANACEMENT I BEIHILFE

Abb. 3: Im Hinblick auf die Absicherung der Risiken in Geburts-, Krankheits- PfLege- undTodesfällen sowie
in der Gesundheitsvorsorge sind Entscheidungen mit langfristigerWirkung zu treffen.

tflñ-iããil

Mitglieder der GKV bleiben. Kinder,
Eheganinnen und Ehegatten sowie l-e-
benspartnerinnen und Lebenspartner

ohne eigenes Einkommen sind dann
beitragsfrei miwersichert. Allerdings
müssen freiwillig in der GKVversicher-
te Beamtinnen und Beamte ihre K¡an-
kenversicherungsbeiträge in vollem
Umfang allein tragen; einen Beitragszu-

schuss des Dienstherrn - vergleichbar

mit dem fubeitgeberanteil bei versiche-

rungspflichtigen fubeitnehmern - er-

halten sie nicht. Der Beihilfeanspruch

bleibt grunds àalich bestehen.

Auch die in der Beihilfe berück-

sichtigungsfähigen Ehegattinnen und
Ehegatten sowie lrbenspaftnerinnen
und læbenspartner können sich - un-
abhangig von der Entscheidung der

beihilfeberechtigten Beamtin oder des

beihilfeberechtigten Beamten - für
eine freiwillige Fortsetzung ihrer Mit-
gliedschaft in der GKV entscheiden.

Dies kann u.a. für Personen sinnvoll
sein, die ifue versicherungspflichtþ
Beschäftigung in der GKV zum Bei-

spiel wegen der Betreuungvon Kindern
oder der Pflege naher Angehöriger, auÊ

geben oder unterbrechen; insbesondere

im Hinblick auf eine spärere Mitglied-
schafr in der l{rønkenuersicherung der

Rentner (KVdR). Die - gegenüber einer

freiwilligen MitgliedschaÍì in der GKV

- beiragsbegünstigte KVdR verlangt

u.a. die Erfüllung einer Vorversiche-

runçzeit in der GKV (9/ I 0 der zweiten

Hâlfte des Erwerbslebens). Zeiten, in
denenAngehörige über die Beihilfe und
einen ergänzenden privaten lGa¡ken-
versicherungsschuu abgesichert waren,

werden bei dieser Vorversicherungszeit

nicht berúclaichtigt. Vor diesem Hin-
tergrund wird eine Êühzeitige Beratung

durch eine geseøliche Krankenkasse vor
einem \Øechsel in die privare lGanken-
versicherung empfohlen. Dies gilt ins-

besondere ftir berücksichtigungsfáhige

Ehegattinnen und Eheganen bzw. I-e-
benspartnerinnen und Iæbensparmer,

die aller Voraussichr nach später erneut

eine sozialversicherungspflichtige Be-

schäÍìigung aufnehmen werden.

Fazit
. Zu beachten ist, dass frir am

3L12.2012 bereits rvorhandeneo

Beamtinnen/Beamten und deren

berlicksichtigungsÊåhigen Ehegat-

ten beziehungsweise Lebenspartner

nach dem Iæbenspartnerschaftsge-

setz dauerhaft die günstigere Beihil-
febemessungssaø-Regelung gilt als

für solche Bediensteren, die erst nach

dem 3I.I2.20I2 in den Dienst des

Landes Baden-\Øürttemberg einge-

treten sind sowie für deren berück-
sichtigungsåhigen Ehegatten be-

ziehungsweise læbenspartner nach

dem læbenspartnerschafsgesez.
. Der ergänzende Krankenversiche-

rungsschutz in der PKV wäre der
oben genannren unrerschiedlichen
Beihilfebemessungssarz-Regelung

entsprechend anzupassen.
. Fíir den beihilfeberechtigten Per-

'sonenkreis 
und dessen berücksich-

tigungsfähigen Angehörigen be-
ziehungsweise berücksichtigungs-
fähigen Lebenspartner, die in der
GKV freiwillig versichert sind, be-
steht im Rahmen einer öffnungs-
aktion der PKV die Möglichkeit
eines Übertritts in die PKV zu zu-
mutbaren Bedingungen. I

Anmerkung:

Quelte: Homepage des LBV Ba.-Wü.

tr

' Aufnahme in normale beihilfekon-
forme Krankheitskostenvolltarife,

. kein Aufnahmehöchstalter,

. keine Leistungsausschlüsse und

. Begrenzung eventueller Risikozu-
schlage auf höchstens 30 Prozent
des tariflichen Beitrages.

Das Öffnungsangebot gilt ftir Beam-

tenanångerinnen beziehungsweise -an-
Êánger und deren Angehörþ, jedoch

nur innerhalb der ersten sechs Monate
nach ihrer erstmaliçn Verbeamnrng.

Maßgeblich Íiir den Fristbeginn ist der

Beginn des Beamtenve¡hâltnisses, frû-
hestens jedoch nach Beendigung eines

etwaigen Vorbereitungsdienstes. Mit
diesem freiwilliçn Angebot ist sicherge-

stellt, dass jede Beamtin und jeder Beam-

te einschließlich der berücksichtigungs-

fähigen Angehörigen unter zumurbaren
Bedingungen in die PKV aufgenom-

men wird. Näheres zur Öffirungsaktion

der PKV siehe unter: htps://www.pkv.
delservice/ broschueren/verbraucher/
oeffnungsaktion-der-pkv-fu erbeamte-

uncl-angehoerige.pdb.pdf

Cesetzliche Kran kenversicheru ng
Beamtinnen und Beamte, die vor dem
Eintrim in den öffentlichen Diensr
Miqglieder der gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKÐ waren, können
auch im Beamtenverhâltnis freiwillige
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